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i n  K a r b e n

Auch der Haushalt für 2015 belastet die Bür-
gerinnen und Bürger mit geringen und mittleren
Einkommen stark und ignoriert drängende so-
ziale Probleme. Deshalb lehnte DIE LINKE. den
Haushalt ab.

Preiswerten Wohnraum
findet man kaum in Kar-
ben. Deshalb beantragte
DIE LINKE. im Stadtpar-
lament, dass wenigstens
in einem der geplanten
Mehrfamilienhäuser am
KSG-Sportplatz Groß-
Karben mit den Inves-
toren eine Mietpreisbin-
dung vereinbart wird.
Laut Magistrat verfügt die
Stadt über eine hohe Bau-
landreserve. Somit be-
stünde die Möglichkeit,
günstige Wohnungen für
Bürgerinnen und Bürger
mit kleinem Geldbeutel zu
bauen. Das wäre eine sinn-
volle Investition.
Nicht zuletzt um zu vermei-
den, dass Geringverdie-
nende und Flüchtlinge um
den knappen Wohnraum
konkurrieren müssen. So-
ziale Spannungen brau-
chen wir in Karben nicht!

Die Stadt Karben erwartet
nun im zweiten Jahr einen
ausgeglichenen Haushalt.
Sogar Überschüsse wer-
den prognostiziert.
In den beiden vergangenen
Jahren wurden die Hebe-
sätze der Grundsteuer A

und B stark erhöht, um die-
se ausgeglichenen Haus-
halte zu erreichen.
Das war und ist sozial un-
gerecht, weil die Kosten
auf alle Bürgerinnen und
Bürger umgelegt werden,

Fortsetzung Seite 2

Obwohl der Schulweg von
Petterweil nach Rodheim
mehr als drei Kilometer
beträgt, wird er von der

Taube Ohren
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Nichts brachte die VGO (Verkehrsgesellschaft
Oberhessen) und den Kreisausschuss dazu, ihre
Entscheidung bei der Schülerbeförderung zu-
rückzunehmen. Man will jetzt wieder zur Tages-
ordnung übergehen. Die Eltern sollen zahlen.

VGO nicht nochmal nach-
gemessen. Der Landrat
gibt sich kulant: Weil der
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unabhängig von ihrem Ein-
kommen.
Der Haushalt 2015 ist zwar
ohne weitere Erhöhungen
der Steuern und Gebühren
geplant, doch haben die Er-
höhungen der letzten Jahre
bereits ein extrem hohes
Abgabenniveau erreicht. Die
derzeitigen  Abgaben stellen
die höchste kommunale
Belastung der Karbener Bür-
gerinnen und Bürger dar, die
jemals existierte.
Wenig tröstlich, wenn die
Koalition aus CDU, Freien
Wählern und FDP be-
schwichtigt: „In anderen
Städten und Gemeinden ist
es noch viel schlimmer.“

Kommunale
Unterfinanzierung

Ein Beispiel: Hessen hat ei-
nen Bildungsplan von 0 bis
10 Jahren. Somit müssten
frühkindliche Förderung und
Erziehung analog zur Schul-
bildung kostenfrei sein. Ein
verbindlicher „Bildungsplan“
bedeutet, das Land müsste

Bei der Grundsteuer B wird allein die Größe der
Grundstücke als Berechnungsgrundlage herangezo-
gen, während die Vermögensverhältnisse der einzel-
nen Bürger keine Rolle spielen.
Ein alleinverdienender Familienvater in prekärem Be-
schäftigungsverhältnis, der ein bebautes 500 qm
Grundstück besitzt, muss genau so viel zahlen, wie
ein Millionär der ein bebautes 500 qm Grundstück
besitzt. Was ist daran gerecht?

die gesamte Finanzierung
übernehmen.
In diesem Fall - so Bürgermei-
ster Rahn - hätte Karben einen
Haushaltsüberschuss von
3 Millionen und könnte kom-
plett auf die Erhebung von
Grundsteuern verzichten.
Diese Kritik an der Finanzpo-
litik der CDU/Grünen Landes-
regierung in einer öffentlichen
Sitzung finden wir gut.

Das ist kritisch am
Haushalt 2015:

1. Kindergartengebühren -
nach wie vor zahlen gut ver-
dienende Familien prozentu-
al weniger als Familien mit
geringerem Einkommen.
2. Schwimmbad - 20% Ra-
batt bekommt, wer sich eine
Geldkarte von 400 Euro lei-
sten kann. Wer sich das nicht
leisten kann, zahlt mehr.
3. Friedhofgebühren – mas-
sive Erhöhung für Urnen-
bestattungen: statt 400 Euro

jetzt 800 Euro. Das ist eine
Steigerung von 100%.
5. Bezahlbares Wohnen - zu
einem der drängendsten so-
zialen Probleme sagt der
Haushalt nichts.
4. Thema Flüchtlinge - die
Karbener CDU versucht dem
Wetteraukreis die Schuld für
die unzureichende Finanzie-
rung der Flüchtlingsunter-
bringung in die Schuhe zu
schieben. Dabei muss die-
ses Problem zwischen Bund
und Ländern gelöst werden,
damit die Kommunen nicht
auf den Kosten sitzen blei-
ben. Wer ist im Bund und in
Hessen an der Regierung?

Fluchtgründe könnten verrin-
gert werden, wenn Deutsch-
land dabei helfen würde,
Konflikte weltweit zu lösen,
statt als drittgrößter Welt-
Waffenexporteur für Krieg
und Vertreibung mitverant-
wortlich zu sein.



Droht die Islamisierung

des Abendlandes?
Seit Oktober 2014 wird in Dresden montags
demonstriert. Gegen die „Islamisierung des
Abendlandes“. Die Ziele der Veranstalter sind
schwammig. Stattdessen werden Ängste, Vor-
urteile und das Nationalgefühl angesprochen.

„Islamisierung“ - dieser
Kampfbegriff wurde vor
zehn Jahren von Rechts-
konservativen in den USA
erfunden.  Warum haben die
Veranstalter von PEGIDA
diesen Begriff übernom-
men?
In ihren „19 Punkten“, die
die Ziele ihrer Demonstratio-
nen aufzeigen sollen, kom-
men die Begriffe „Islamisie-

rung“ oder „Islam“ kein ein-
ziges Mal vor. Offenbar
scheut man bei diesem zen-
tralen Punkt der PEGIDA-
Kampagne jegliche Festle-
gung und setzt auf unausge-
sprochene Vorbehalte.
Demonstranten in Dresden
sagten im Interview: „Wir
wollen Weihnachten behal-
ten. Wir wollen weiter in die
Kirche gehen und nicht in

die Moschee gehen müs-
sen.“ Was soll man dazu
sagen? Das ist ungefähr so:
„Ich bin dagegen, dass das
Groß-Kärber Schloss ge-
sprengt wird.“ Zwar soll es
nicht gesprengt werden aber
ich bin schon mal dagegen.
Für alle Fälle.
Einer, der die aggressiven
Aufrufe zum Widerstand ge-
gen die angebliche Islamisie-
rung ernst nahm, war der
Norweger Anders Breivik.
Am 22. Juli 2011 ermordete
er auf der Insel Utoya 69 so-
zialdemokratische Jugendli-
che in einem Ferienlager.
Breivik machte die Sozial-
demokraten für den „Mas-
senimport von Moslems“
verantwortlich.



ViSdP.: Karlheinz Hofmann, Petterweil, mail: info@die-linke-wetterau.de, Telefon: 0173 3497620

Im Kreisausschuss des Wetteraukreises sitzen nicht
nur die Koalitionsparteien SPD, Grüne und FDP.
Auch CDU und Freie Wähler sind vertreten. Sie alle
haben einstimmig den Beschluss gefasst, für circa
800 Schüler/innen die Schulwege nicht mehr zu be-
zahlen, weil sie angeblich sicher sind.
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Taube
Ohren
Weg im Winter nicht be-
leuchtet ist, bekommen
Petterweiler Schüler/innen
die Karte bis zur 6.Klasse
bezahlt, statt bis zur Fünften.
Doch dass der Schulweg
länger als 3 Kilometer ist,
nimmt er nicht zur Kenntnis.
In Rendel wird daran fest-
gehalten, dass die kürzeste
Strecke zu gelten hat, ob-
wohl sie an einer vielbe-
fahrenen Straße entlang

Weiterhin beantragte der lin-
ke Stadtverordnete Hof-
mann, dass der schlammi-
ge Feldweg von Petterweil
nach Rodheim schnellstens
eine feste Decke erhalten
soll. Und zwar noch vor den
beiden anderen bereits ge-
nehmigten Radwegen Rich-

führt. Der sichere Schulweg
wäre länger als 3 Kilometer
und müsste bezahlt werden.

Soll das jetzt so
bleiben?

Karlheinz Hofmann, Stadt-
verordneter der Linken, will
nicht, dass der Protest ver-
pufft. „Der Magistrat muss
sich nachdrücklich dafür
stark machen, dass diese
fragwürdige Entscheidung
der VGO zurückgenommen
und die Beförderung der Kin-
der weiterhin gezahlt wird“,
sagt er und stellte einen ent-
sprechenden Antrag im
Stadtparlament.

tung Golfplatz/Eckarts-
graben und Burgholz-
hausen. Das hätte wenig-
stens den Vorteil, dass den
Schulkindern, die nach
Rodheim laufen oder Rad-
fahren müssen, in der win-
terlichen Dunkelheit ein
Schlammbad erspart bliebe.

Schulweg befestigen

Ein Antrag, die Gewerbesteu-
er von derzeit 350 auf 357
Punkte zu erhöhen, wurde
von der bürgerlichen Koaliti-
on im Karbener Stadtparla-
ment abgelehnt. 357 Punk-
te wurden vom Land Hessen
für das Jahr 2016 als Min-
destsatz festgelegt. Die Frei-
en Wähler vertraten sogar
die Meinung, eine solche Er-
höhung sei unsozial.
Die LINKEN hatten bereits
für 2014 eine Gewerbesteuer-
erhöhung beantragt, um die
Gewerbetreibenden an den
Mehrkosten der Stadt Kar-
ben angemessen zu beteili-
gen. Keine der anderen Frak-
tionen im Karbener Parla-
ment stimmte letztes Jahr
dafür.
DIE LINKE. findet die Ein-
führung eines landesweiten
Mindestsatzes für Gewerbe-
steuern gut. Das dämmt den
ruinösen Wettbewerb der
Kommunen ein, die versu-
chen, sich mit immer niedri-
geren Gewerbesteuersätzen
gegenseitig Firmen abzuja-
gen. Eine solche Konkurrenz
dient nicht dem Gemeinwohl.

Am Gemein-

wohl beteiligen


